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B2iblatt zur Parlamentskorrospondenz 12. November 1952 

AnfJ;"age 

der ,Äbgtil . .;,. E i beg ger, J.. i €I n er, H 0 r n t 
. ; 

W e i k h ar t , S 1 a v i kund Genosson 

an den Bundesminister für Fihanzen, 

betroffend. die vom l'Tationalrat einstimmig begehrte .Aufhebung der 

Befreiung der Bu~dosbotriebe von der Leistung der Geweroe- und Lohn­

sunmonsteuer an die Gemeinden. 

--.-.-
Der Nationalrat hat in S oiner Sitzung vom 14.Dezember 1951 auf 

Grund des über den Finanz- und Budgetausschuss vorgelegten J.ntragcs 

der Abgeordneten Eibegger und lng. Raab einstimmig folgendC;l Entsohlies­

sung angenommen: 

"Der Bundesminister für Finanzen wird aufgefordert, in. der l .. nge­

legünheit der Aufhc-t.n.mg der Befreiung von der Gewerbesteuer und dami:t 

in Verbindung von der LohnElummensteuer der Bundesbetriebe, der Monopol ... 

verwaltung und der staatlichen Lotterieunternehmungen ~owie der Öster­

raichischen NationalbarJc 

1.) raschest Verhandlungen mit dem Östcrreiohischen Städtebund 

und dem Österreichischon Gemeindebund aufzune~men und 

2.) nach Herstellung eines Einvernehmens mit diesen Verbänden 

eillen dem Verhandlungs ergebnis entsprechenden Gesetzentwurf 

dem Nationalrat vorzulogen." 

Diesem 4,ntrage lag folgende Begründung zugrunde: 

Gemäss den Bestimmungen des Gewerbesteuergosctzes sind Post, 

Bahn, Monopolvorwaltung (1.08 Bundos und die staatlichen Lottoriounter­

nehmungen sowiedie,Östorreichische lfationalbank von der Gewerbe ... , 

steuo~ befreit. Da die Lohnsummensteuer nur für jone Betriebo zu 

loiston ist, die gmverbestcuerpfliohtig sind, entfällt den Gemeinden 

von allen aufgezählten Bund.esbetrieben und Unternehmungen auch diese 

Steuer. 

Gemeindon, in welchen sich sowohl von der Gcwerbo- als auch von 

der Lohnsummensteuer befroite Betriebe und Unternehmungen mit grösse­

rer Anzahl von besohäftigten ~rbeitern und Angestellten befinden. 

erleiden auf diese Waise grossc Einnahmenausfälle, die die gesamte 
(!~h",,..,,l'lD' rH P!'It.!'I" nnnH~;'Y1I'lf'!'Y1 Rti:i.l'ln'ltonn boeinflussen. Es vlidersnricht 
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der Steu~rgoreeh1;igkeit, dass der Bund ~ .OlD~ :SetriQ'be und Unter­

nehmungon auch von don Gomoindesteuern bcf~ei~ 1st. Um diesen Zustand 

endlich beheben zu können, ui;,d empfohlen, 4488 de= Rorr Bundesmini­

ster für F;i.nanzen durch Verha.nd.lungen mit den z\\.,tä,1\digen Gemeindever ... 

bänden e1ae einvernehmliohe Regelung auf diesem !o11 d08 Steuerrechts 

herstellt. Diese Regolung kann nur 'entwoder durch d10 Aufhebung der 

St'euorbefrei~ng der angeführton Betriebe o61or durch gesetzliche Fest .. 

setzung einQr anderen Art der .4bgeltung die8er Gemeil\desteucrn erfol­

gen. 
Nach der den gefertigten .l.bgeordncton zugekomDlm1en In:(ormation 

ha.t sich' der Stä.dtabund auf Grtll'1d dieses einstimmigen Beschlusses des 

Nationalrates 'r7!oderholt bemüht,diesa lrate einer Lösung zuzuführen, 

be~m. Vel"hanä;lungen hi.el"Über mit demF1na.llzministerium herbeizufil,hren. 

Alle Urgenzen delS Städtebundes sind aber vom Bundesministorium für . :..' . . ..... . . '. . ", 

FinallZen unbeantwortot goblieben • 

.Auf Grund dioses Sa~hverhaltes atollen die gefertigenAbgeord­

neten an Sie, Herr :au~esminis.ter für Fin;lnzön, die 

A n f.r age , 

Ob Sie bereit sind. entspl"ochenddem eingangs bezeichneten oinatim­

znigen :Beschlu"ae des Nationalrates rasehest dieVorhandlungon mit dem 

österreichischen Städtebund und demÖsterroichischen Gemeindebund 

aufz\.mehmonund nach Herstellung eines Einvernehmens mit diesen Ver­

bä.nden einen dem Yerhandlungsergebnis entspreohcndcn Gesetzentwurf dem 

Nationalrat vorzulegon. 

-.-.-
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